
Kley (Die Liberalen):

Es würde vielleicht die Entscheidungsfindung begünstigen, 
wenn Sie den Antrag genauer formulieren würden, über den ab­
zustimmen ist.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. U11 m a n n:

Es handelt sich um die Beschlußempfehlung des Wirtschafts­
ausschusses zu einem von der Fraktion der CDU/DA einge- 
brachten Antrag. Er liegt Ihnen vor in der Drucksache Nr. 143 a. 
Um mir Klarheit zu geben, frage ich: Wem liegt diese Drucksa­
che Nr. 143 a nicht vor? - Ich denke, angesichts dieser Tatsache 
müssen wir die Abstimmung bis zur Nachlief erung der Drucksa­
che verschieben. -

Ich bitte um Aufmerksamkeit. Ich werde den Text verlesen. Es 
handelt sich um zwei Absätze, die Herr Dr. Förster schon einmal 
verlesen hat. Aber ich wiederhole:

„Die Volkskammer wolle beschließen:
1. Dem Beschluß der Volkskammer der Deutschen Demo­
kratischen Republik zur Übertragung von Vermögenswer­
ten aus dem ehemaligen Eigentum des Volkes der DDR in 
einen Stiftungsfonds, verzeichnet in der Drucksache 
Nr. 143, wird nicht zugestimmt.
2. Die Volkskammer der Deutschen Demokratischen Repu­
blik beauftragt den Ministerrat, die gesetzlichen Grundla­
gen für die Errichtung eines Stiftungsfonds aus Anteilen des 
Treuhandvermögens und aus dem unrechtmäßig erworbe­
nen Vermögen der Parteien und der mit ihnen verbundenen 
Organisationen und für seine Verteilung in Stiftungsvermö­
gen zu schaffen.“

So die Beschlußvorlage des Wirtschaftsausschusses. Können wir 
darüber abstimmen?

(Zuruf: Ja!)

Eine Wortmeldung! Bitte, Herr Abgeordneter Heuer!

Prof. Dr. Heuer (PDS):

Kann ich Ihnen dazu noch etwas sagen? Das Problem bestand 
auch bei uns im Rechtsausschuß darin, daß eigentlich unklar war, 
was beabsichtigt ist. Und es ist mir jetzt eigentlich immer noch un­
klar. Wir haben bis jetzt kein Stiftungsrecht in der DDR - wir haben 
eine ganze Menge nicht -, und ich bin der Meinung: Entweder 
bringt eine Fraktion eine gesetzliche Regelung ein oder der 
Ministerrat. Wir wissen hier eigentlich nicht recht, was wir wollen. 
Wir haben kein Recht zur Regelung der Stiftung. All das wäre nötig. 
Unser Problem war, daß wir nicht genau wußten, was beabsichtigt 
war, und wir wissen es jetzt eigentlich immer noch nicht genau.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann :

Das Präsidium hatte eigentlich keine Aussprache vorgesehen. 
Aber ich denke, die Wortmeldung des Abgeordneten Prof. Heuer 
könnte in einen Antrag verwandelt werden. Stellen Sie den An­
trag auf Absetzung, Herr Prof. Heuer?

(Prof. Dr. Heuer, PDS: Ja.)

Dann müssen wir über diesen Antrag zuerst abstimmen; denn er 
ist der weitergehende Antrag. Ich bitte also jetzt um das Hand­
zeichen. - Ja, bitte!

Dr. Steinecke (Die Liberalen):

Herr Präsident! Wenn ein Antrag gestellt wird, hat jemand das 
Recht, gegen den Antrag zu sprechen. Das möchte ich tun.

(Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann: einer dafür und 
einer dagegen. Sie sprechen dagegen?)

Ich bin gegen den Antrag von Prof. Heuer. Herr Prof. Heuer, wir 
haben das gleiche im Ausschuß gesehen wie Sie. Wir wenden uns 
keinesfalls im Wirtschaftsausschuß gegen die Einrichtung eines 
Stiftungsfonds. Wir sind vielmehr der Meinung - so unser Be­
schlußpunkt 2 -, daß das Stiftungsrecht geschaffen werden muß, 
und dann kann man einen Stiftungsfonds bilden. Deshalb bin ich 
gegen Ihren Antrag auf Absetzung, und ich bin für den Antrag 
des Wirtschaftsausschusses, jetzt nicht zu entscheiden, sondern 
das Stiftungsrecht zu schaffen, und dann kann auf ministerielle 
Verordnung der Stiftungsfonds gespeist werden.

Der Wirtschaftsausschuß unterbreitet den Vorschlag, den ur­
sprünglichen Antrag abzusetzen und den Ministerpräsidenten 
zu beauftragen, ein Stiftungsrecht zu schaffen. Das ist der An­
trag des Wirtschaftsausschusses.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann:

Danke. Das war ein Votum kontra. Ich hoffe auf Ihre Zustim­
mung, wenn ich sage: Ich lasse noch ein Votum pro zu, dann wird 
die Aussprache abgeschlossen und abgestimmt. Frau Abgeord­
nete Kögler, haben Sie die Absicht, pro zu sprechen?

Frau Kögl er (CDU/DA):

Ja, ich habe die Absicht, pro zu sprechen. Und das zur Klarstel­
lung, Herr Prof. Heuer: Es ergibt sich tatsächlich aus der Formu­
lierung, daß die Voraussetzungen zu schaffen sind, und es ist in-w 
soweit eine ganz einfache Übung, weil die Inkraftsetzung der 
früheren BGB-Regelung ohnehin vorgesehen ist, und das wäre 
die Grundlage sowohl für das Stiftungsrecht oder die Möglich­
keit als auch demzufolge für die Voraussetzung, einen Stiftungs­
fonds zu schaffen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann :

Danke, Frau Abgeordnete.

Damit ist die Aussprache abgeschlossen. Ich stelle den Antrag 
Heuer zur Abstimmung.

(Zuruf von der PDS: Sie hat eben kontra gesprochen.)

Ich wiederhole: Wir kommen zur Abstimmung. Wer ist für den 
Antrag Heuer, d. h. Absetzung der Drucksache Nr. 143 und Zu­
rückverweisung? Ich bitte um das Handzeichen. - Das sind nicht 
sehr viele Stimmen.

(Heiterkeit)

Wer ist dagegen? - Ich denke, hier genügt der Augenschein. Der 
Antrag ist abgelehnt.

Wir kommen damit zur Beschlußfassung über die Empfehlung 
des Wirtschaftsausschusses. Ich sage noch einmal: Es handelt 
sich um Drucksache Nr. 143 a, bestehend aus den beiden verlese­
nen Absätzen. Wer dieser Empfehlung seine Zustimmung gibt, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Das scheint die Mehrheit zu 
sein. Wer ist dagegen? - Das ist deutlich weniger. Wer enthält 
sich? - Das sind noch weniger.

(Leichte Heiterkeit)

Ja, ich lasse nicht auszählen mit Rücksicht auf Sie. Der Gesetz­
entwurf ist damit mit Mehrheit angenommen.

(Zwischenrufe von der SPD: Abgelehnt!)

Die Beschlußempfehlung ist angenommen.

(Beifall bei CDU/DA)

Ich rufe nunmehr auf Tagesordnungspunkt 8, 2. Lesung des 
von der Fraktion der CDU/DA eingebrachten Gesetzentwur­
fes:
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